
der Fälle wird schon nach verhältnismäßig kurzer Zeit 
erneut vom gleichen Ehegatten die Scheidungsklage 
erhoben. Bei etwa 70 bis 80 Prozent der Klagabwei­
sungen muß nach erneuter Klageerhebung im Hinblick 
auf die eingetretene Zerrüttung nunmehr die Scheidung 
ausgesprochen werden. Als hemmend erweist sich, daß 
die Bemühungen der Gerichte noch nicht ausreichen, 
um die Unterstützung und Hilfe durch Dritte zu akti­
vieren. Es wird meist auch verkannt, daß es bei ver­
härteten Konfliktsituatipnen eines längeren Entwick­
lungsprozesses im Rahmen der Einwirkung und Selbst­
erziehung bedarf, der durch das gerichtliche Verfah­
ren nur eingeleitet bzw. unterstützt werden kann. Die 
Methoden ihrer Tätigkeit und die erzielten Ergebnisse 
entsprechen im wesentlichen noch nicht den Möglich­
keiten unserer Gesellschaft zur aktiven Einflußnahme 
auf die Entwicklung sozialistischer Denk- und Ver­
haltensweisen in bezug auf Ehe und Familie.
Eine entscheidende Voraussetzung der Vertiefung der 
Wirksamkeit der gerichtlichen Tätigkeit stellt die 
gründliche Aufdecküng der Ursachen und Bedingun­
gen der Ehezerrüttung im Verfahren dar. Das ist 
gleichzeitig eine Voraussetzung für eine zielgerichtete 
analytische Tätigkeit. Diese Aufgabe wird im allge­
meinen noch ungenügend erfüllt. Verschiedentlich wird 
die Notwendigkeit des Eindringens in das Ursachen- 
und Bedingungsgefüge des Konfliktfalles noch nicht 
voll erkannt — insbesondere in den Fällen, in denen 
beide Ehegatten geschieden werden wollen und das 
Gericht die Ehe auflöst —, oder es werden trotz Er­
kenntnis die Möglichkeiten hierfür nicht genutzt, weil 
ihre Realisierung sich mitunter als schwierig erweist. 
Die Überwindung dieser Mängel erfordert, durch die 
Leitung der Rechtsprechung verstärkt die Überzeugung 
der Richter von der Notwendigkeit einer gründlichen 
Ermittlung der Konfliktursachen und -bedingungen zu 
entwickeln bzw. zu vertiefen. Hierbei ist zu berück­
sichtigen, daß die Komplexität des im Scheidungsverfah­
ren zu untersuchenden Ursachen- und Bedingungs­
gefüges, das Vorhandensein starker emotioneller Wir­
kungsfaktoren verbunden mit sehr unterschiedlichen 
individuellen Reaktionsweisen sowie eine gewisse Ab­
hängigkeit des Gerichts von der Bereitschaft und Fä­
higkeit der Parteien, die ehelichen Verhältnisse um­
fassend und zutreffend darzulegen, die Untersuchung 
und Verwertung der Feststellungen im Scheidungsver­
fahren vielfach sehr kompliziert gestalten.
Die Notwendigkeit der differenzierten Einbeziehung 
gesellschaftlicher Kräfte in die Eheverfahren wird von 
den Richtern grundsätzlich erkannt; die bisher darauf 
gerichteten Bemühungen, angewendeten Formen und 
Methoden sowie die erreichten Ergebnisse sind jedoch 
trotz erkennbarer Fortschritte sehr unterschiedlich und 
entsprechen vielfach noch nicht den Möglichkeiten des 
erreichten Entwicklungsstandes. Das Plenum des Ober­
sten Gerichts hat mit seinem Beschluß vom 24. Juni 
1970 über die erzieherische Tätigkeit der Gerichte zur 
Erhaltung von Ehen (NJ-Beilage 3/70) den Gerichten 
eine Anleitung zur Anwendung geeigneter Formen der 
differenzierten Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte 
in die Eheverfahren gegeben. Dabei wird auf die Aus­
schöpfung aller Möglichkeiten orientiert, wie sie ins­
besondere vor Klagaufnahmen, der Aussetzung des 
Verfahrens zum Zwecke der Aussöhnung der Parteien 
sowie bei der Klagrücknahme und bei Klagabweisung, 
aber auch bei Scheidung, gegeben sind. Vordringlich 
ist die Unterstützung der Ehe- und Familienberatungs­
stellen, um deren Wirksamkeit auch mit Hilfe der Ge­
richte zu erhöhen und vor allem in verhältnismäßig 
frühem Stadium von Ehe- und Familienschwierigkeiten 
Einfluß zu nehmen.
Das entscheidende Leitungs- und Erziehungsproblem

Dr. Roll Helm zum 75. Geburtstag

Genosse Dr. Rolf Helm, der am 30. März seinen 
75. Geburtstag feierte, hat sich beim Aufbau der 
antifäschistisch-demokratischen Justiz und bei der 
Entwicklung unserer sozialistischen Rechtspflege, 
insbesondere bei der Ausbildung und Erziehung von 
Richtern und Staatsanwälten, große Verdienste er­
worben.
Rolf Helm fand bereits als junger Strident den Weg 
zur revolutionären Arbeiterklasse. Nach seiner Zu­
lassung zur Rechtsanwaltschaft im Jahre 1925 trat 
er vorwiegend für die „Rote Hilfe“ als Verteidiger 
von Kommunisten und Antifaschisten in politischen 
Prozessen vor allen Instanzen der Weimarer Klas­
senjustiz auf. Die Faschisten sorgten für seinen 
Ausschluß aus der Anwaltschaft; er stand unter 
politischer Überwachung und blieb auch von • 
„Schutzhaft“ nicht verschont.

Nach der Befreiung vom Faschismus gehörte Rolf- 
Helm zu den Aktivisten der ersten Stunde. In vie­
len Funktionen wirkte er unermüdlich für den Auf­
bau einer neuen, antifaschistisch-demokratischen 
Gesellschaftsordnung: als Leiter der Rechtsabteilung 
der Zentralen Verwaltung für Arbeit und Sozial­
fürsorge, als Generalstaatsanwalt des Landes Sach­
sen, als Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin, als 
Direktor der damaligen Zentralen Richterschule 
und späteren Hochschule für Justiz in Potsdam- 
Babelsberg, als Abteilungsleiter im Ministerium 
der Justiz und schließlich an der Deutschen Akade­
mie der Wissenschaften. In seiner Funktion im 
Justizministerium hat sich Rolf Helm vor allem um 
die Bildung und Festigung der Kollegien der Rechts­
anwälte, um die Entwicklung einer sozialistischen 
Rechtsanwaltschaft verdient gemacht. Hervorgeho­
ben werden muß auch seine Arbeit in der Vereini­
gung Demokratischer Juristen, die er im Jahre 1949 
mit ins Leben gerufen hat.
Seit vielen Jahren befindet sich Rolf Helm, dessen 
Wirken für unsere sozialistische Staats- und Rechts­
ordnung hohe staatliche Ehrungen erfahren hat, 
nun schon im Ruhestand. Aber auch heute noch 
stellt er sein Wissen und seine reichen Erfahrungen 
in den Dienst unserer Rechtspflegeorgane: Als Vor­
sitzender einer Schiedskommission trägt er zur Ent­
wicklung und Festigung des sozialistischen Staats­
und Rechtsbewußtseins bei.
Wir wünschen unserem Genossen Dr. Rolf Helm 
noch viele Jahre voller Gesundheit und Schaffens­
kraft und weitere Erfolge in seiner verantwortungs­
vollen gesellschaftlichen Tätigkeit.

besteht darin, mit der Durchsetzung dieses Beschlusses 
die politische Erziehung der Richter zur konsequenten 
Überwindung einer teilweise noch vorhandenen ein­
engenden Betrachtungsweise, Routine und Unterschät­
zung der vorhandenen Bereitschaft und der Möglich­
keiten der Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte im 
Eheverfahren zu verbinden. Es kommt darauf an, prin­
zipieller als bisher ideologische Klarheit darüber zu 
schaffen, daß auch auf dem Gebiet der gerichtlichen 
Anwendung des Familienrechts die Verwirklichung 
der sozialistischen Demokratie vor allem durch die Ein­
beziehung der Bürger und Kollektive in die Recht­
sprechung ihren Ausdruck finden muß.
Die Zusammenarbeit der Gerichte mit den staatlichen 
Organen und gesellschaftlichen Organisationen im 
Territorium auf dem Gebiet des Familienrechts ist noch 
ungenügend entwickelt, wobei nicht übersehen wird,
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